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Abgeordnete Tina Angela Berger (FPÖ): Danke, Frau Präsident! Herr

Bundesminister! Hohes Haus! Frauen und Männer in der Landwirtschaft und in

der Forstwirtschaft müssen seit Jahren an ihre Grenzen und, ja, oft auch

darüber hinaus gehen. Als stellvertretende Frauensprecherin gehe ich ganz

bewusst auf unsere Universalgenies, auf unsere Bäuerinnen ein.

Die Studie zeigt hohe psychische Belastungen, aber die Realität zeigt noch viel

mehr. Die Frauen arbeiten im Stall, am Feld, im Haushalt, in der Buchhaltung, in

der Kindererziehung und oft zusätzlich in außerlandwirtschaftlichen Jobs, damit

der Betrieb überhaupt über die Runden kommt, und ja, viele pflegen nebenbei

auch noch ihre Angehörigen. Das ist Leben im Dauereinsatz: keine echte

Erholung, kaum freie Wochenenden, Urlaub oft nur auf dem Papier. Wer so lebt,

braucht eigentlich keine Studie, um zu wissen, was psychische Belastung

bedeutet. Der Körper ist müde, der Kopf voll, aber es muss halt irgendwie

weitergehen. Trotzdem hört man aber gerade auf dem Land viel zu oft: Das

schaffe ich schon! Das packe ich schon! Das geht schon! – Diese Sätze klingen

zwar stark, aber sie erzählen auch von Frauen, die ihre eigenen Bedürfnisse

hintanstellen, weil sie glauben, einfach funktionieren zu müssen. (Beifall bei der

FPÖ.)

Die Hemmschwelle, Hilfe anzunehmen, ist oft sehr hoch, nicht weil sie keine

Hilfe brauchen, sondern weil es einfach immer so war, über Generationen

hinweg: Jeder hat immer funktionieren müssen, alles hat einfach funktionieren

müssen. Wenn wir also über psychosoziale Unterstützung reden, dann muss

man sagen, es reicht kein freundlicher Absatz in einem Antrag, es braucht

niederschwellige, vertrauliche, frauenspezifische Angebote und flexible Zeiten

Nationalrat, XXVIII. GP 10. Dezember 2025 55. Sitzung / 1



und vor allem auch endlich Rahmenbedingungen, die es erlauben, den Hof auch

einmal guten Gewissens zu verlassen, auch um sich eben Hilfe zu holen.

Eines muss ich aber auch klar ansprechen: Warum kommen so viele Höfe und

die Menschen, die dort arbeiten, an ihre Grenzen? – Seit Menschengedenken

stellt eine Partei die maßgeblichen Vertreter der Landwirtschaft in Gemeinden,

in Kammern, in Ländern, im Bund, bis hinaus nach Brüssel, und das ist die ÖVP.

Genau diese Partei hat den Kurs vorgegeben, der Familienbetriebe Jahr für Jahr

mehr unter Druck gesetzt hat: mehr Auflagen, mehr Bürokratie und mehr

Kontrollen. Die 46 Prozent mit psychischen Beschwerden kommen ja nicht von

irgendwoher. Wenn sich Männer und Frauen am Hof überarbeitet, ausgebrannt

und alleingelassen fühlen, dann ist das kein Naturphänomen, sondern das

Ergebnis jahrzehntelanger falscher ÖVP-Agrarpolitik. (Beifall bei der FPÖ. – Abg.

Martin Graf [FPÖ]: Bravo!)

Und eines ist klar: Psychische Gesundheit in der Landwirtschaft gibt es nicht

zum Nulltarif. Es braucht wirtschaftliche Entlastung, weniger Bürokratie,

Unterstützung bei der Pflege, Zukunftsaussichten für die nächsten

Generationen und endlich auch Respekt für die Arbeit jener, die tagtäglich

unser Land versorgen. Wir Freiheitliche stimmen diesem Antrag zu, aber ein

Antrag allein nimmt keiner bäuerlichen Familie den finanziellen und sozialen

Druck, und vor allem nimmt er den Menschen nicht die Zukunftsängste. Sie

brauchen auch keine weiteren schönen Worte. Die Ampelregierung muss

endlich vom Reden ins Tun kommen! Sie muss aus dieser Vorlage einen echten

Maßnahmenplan machen, mit klaren Verantwortlichkeiten, mit überprüfbaren

Zielen und mit einem Budget, das bei den Menschen auf den Höfen draußen

endlich ankommt.

Wer die Landwirtschaft stärkt, der stärkt unser ganzes Land. Jetzt braucht es

aber einen richtigen Kraftakt, damit unsere Bauernfamilien nicht nur
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durchhalten, sondern endlich einmal aufatmen können. (Beifall bei der FPÖ. –

Abg. Martin Graf [FPÖ] – in Richtung ÖVP –: Ihr stehts seit Jahrzehnten auf der

Bremse!)

19.34

Präsidentin Doris Bures: Nun gelangt Frau Abgeordnete Irene Neumann-

Hartberger zu Wort.
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